
DIE POLITIKBEREICHE DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Bildungs- und Kulturpolitik
BERND JANSSEN

Sind die schönen Tage von 1987/88 für die Bildungs- und Kulturpolitik in der
Europäischen Gemeinschaft vergangen? Klagen gibt es über die Bildungspolitik
der Gemeinschaft. Die Kommission klagt gegen den Rat wegen ERASMUS II,
das Vereinigte Königreich, Frankreich und die Bundesrepublik Deutschland kla-
gen gegen die Kommission wegen COMETT II, die Bundesländer, so hört man,
werden vor das Bundesverfassungsgericht gehen. Der Streit geht immer darum, ob
denn über das eine oder das andere Programm (oder auch alle Programme) im
Bildungsbereich a) überhaupt oder b) nach Artikel 128 EWG-V - und dann mit
einfacher Mehrheit - oder c) nach Artikel 235 EWG-V - und dann mit Einstim-
migkeit - abgestimmt werden durfte, konnte oder mußte. Dazwischen liegt dann
noch die Frage nach der qualifizierten Mehrheit, die immer dann gefragt ist, wenn
es zwar um vertragskonforme, aber haushaltswirksame Entscheidungen geht.

Artikel 128 legt für die Gemeinschaft die Kompetenz für eine gemeinsame Be-
rufsbildungspolitik fest, die damit „vertragskonform" und deshalb von allen Mit-
gliedstaaten durch Unterschrift unter die Verträge anerkannt und unanfechtbar
ist. Deshalb genügen hier die Abstimmungsregeln für die Gemeinschaftspolitiken.
Die allgemeine Bildung dagegen findet sich nicht explizit in den Verträgen. Allfäl-
lige Beschlüsse können dennoch gefaßt werden, wenn sich die Mitgliedstaaten da-
rüber einig sind, daß die Gemeinschaft aktiv werden soll. Dann gibt die Berufung
auf Artikel 235 dem Rat die Grundlage, diese Aktivitäten für erforderlich zu er-
klären, um eines der Ziele der Gemeinschaft zu verwirklichen und mit Einstim-
migkeit die entsprechenden Vorschriften zu verabschieden. Hier findet sich also
immer noch und immer wieder die Folge der freiwilligen Selbstbeschränkung bei
der Gründung der EG auf eine Wirtschaftsgemeinschaft, die die Aktivitäten der
Gemeinschaft im Bildungsbereich konfliktträchtig macht und die auch nicht durch
die Einheitliche Europäische Akte behoben wurde. Daher ist inzwischen der
Europäische Gerichtshof (EuGH) die entscheidende Instanz in der Definition,
was in unserer Bildung berufsbildend, was allgemeinbildend und - für den Hoch-
schulbereich - was Forschung sei. Je nach Temperament der Beteiligten wird
dieser Prozeß - und werden die Prozesse - verstanden als Streit zwischen Mit-
gliedstaaten und Gemeinschaft mit dem Ziel, die je eigene Auffassung gegen an-
dere durchzusetzen, oder als Klärungsprozeß mit dem Ziel, anschließend in Ruhe
das tun zu können, was politischer Wille (der Mehrheit) im Rat ist1.
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Schwieriger Klärungsprozeß

Bei diesem zur Zeit im vollen Gange befindlichen Klärungsprozeß gibt es einige
Auffälligkeiten: Häufig scheinen nationale Regierungen zu vergessen, daß nicht
die Kommission, sondern der Rat die Entscheidungen trifft, also die Vertreter
auch der je eigenen nationalen Regierungen. In den Ländern klingt es dennoch
oft so, als ob der unersättliche Moloch Kommission wieder einmal seine Begehr-
lichkeiten zu Lasten der Mitgliedstaaten durchsetzen wolle. Die Konfliktlinien lie-
gen aber anders: Eine Gruppe von Mitgliedstaaten versucht qua Gemeinschaft die
eigene Bildungspolitik insgesamt zu optimieren, weil ihre Mitglieder für sich deut-
liche Defizite feststellen und womöglich auch noch eine Refinanzierung zu errei-
chen hoffen. Diese Gruppe ist in der Regel initiativ und findet in der Kommission
das Instrument und den Partner, um ihre Vorstellungen zu verwirklichen. Dabei
nimmt die Kommission durchaus zum einen eine Koordinierungs- und Steue-
rungsfunktion wahr, indem sie die Ideen der einen auf die Akzeptanz der anderen
abzustimmen hilft; zum anderen hat sie aber auch durchaus eigene Vorstellungen
davon, was im Bereich Bildung nötig, wünschenswert oder erträglich ist, und
bringt diese Vorstellungen im Vorfeld der politischen Diskussionen ein.

Die zunehmend juristisch geführte Diskussion beeinflußt allerdings inzwischen
auch massiv den Inhalt der Programme und Aktionsvorschläge, wie das jüngste
Glied in der Kette der Bildungsprogramme der EG, das Programm LINGUA zur
Förderung des Fremdsprachenerwerbs, deutlich zeigt: Während COMETT -jetzt
in zweiter Auflage mit 200 Mio. ECU statt 45 Mio. in der ersten Runde - unbe-
stritten berufliche Bildung (Art. 128) ist und der Streit nur um das Haushaltsver-
fahren geht, hat der EuGH für ERASMUS dies anders entschieden und als recht-
liche Grundlage Art. 235 zusätzlich zu Art. 128 vorgeschrieben, und zwar mit der
Begründung, daß das Programm den Bereich der universitären Forschung nicht
ausschließt und sich nicht auf die Lehre beschränkt. Womöglich wird die Kommis-
sion das in Zukunft ändern und Forschung explizit ausklammern. Allerdings er-
gibt sich aus dieser, wie auch aus allen anderen einschlägigen EuGH-Entschei-
dungen, daß grundsätzlich jeder Bildung in Schule und Hochschule eine so starke
berufsbildende und berufsvorbereitende Funktion zuerkannt wird, daß schließlich
nahezu alles in die Gemeinschaftskompetenz übergeführt werden kann - ein An-
satz, der bundesdeutsche Bildungspolitiker vor allem in den Ländern schaudern
und nach dem Verfassungsgericht rufen läßt. Voraussetzung für die Aktivierung
der Gemeinschaft ist aber, das sei noch einmal betont, daß sich alle Regierungen
einig sind. Das, was die bundesdeutschen Vertreter in Brüssel also zu fürchten
hätten, ist nicht die Majorisierung durch gemeinschaftsrechtliche Globalermäch-
tigungen, sondern den politischen Druck der Partner in den Verhandlungen, wo-
bei die Präsidentschaft immer deutlicher eine besonders wirksame Rolle spielen
kann. D. h. in der Bildungspolitik der Gemeinschaft wird außerhalb der Berufsbil-
dung nichts beschlossen, dem die Bundesrepublik nicht zugestimmt hätte.
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„Europäische Dimension im Bildungswesen"

Bei all diesen bildungs- und rechtspolitischen Bewegungen bleibt ein Aspekt der
gemeinschaftlichen Bildungsaktivitäten auf den ersten Blick verblüffend außen
vor: der Bereich der „europäischen Dimension im Bildungswesen", der auf eine
Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Minister für das Bildungswe-
sen vom 24. Mai 1989 zurückgeht und in der mit einer Klarheit, die nichts zu wün-
schen übrig läßt, das Bildungswesen auf einen Beitrag zum Ausbau der politischen
Integration der Gemeinschaft verpflichtet wird - wohlgemerkt mit Zustimmung
der Mitgliedstaaten und übrigens unter und mit erheblichem Einsatz der deut-
schen Präsidentschaft2.

Versucht man, möglichst knapp unter Weglassung aller Schnörkel zu beschrei-
ben, was denn der Kern einer „europäischen Dimension im Bildungswesen" nach
dem Text der Ratsentschließung sei, so kommt man etwa zu folgendem: Ein Un-
terrichtsgegenstand trägt dann zur europäischen Dimension bei, wenn dadurch
- dem Schüler bewußt wird, daß in Europa ein Prozeß politischer Einigung statt-

findet, der von unmittelbarer Bedeutung für sein gegenwärtiges und zukünfti-
ges Leben ist,

- dem Schüler Kenntnisse von den Motiven, von den Problemen und von den
Perspektiven dieser Entwicklung vermittelt werden,

- dem Schüler Informationen über die Inhalte, Verfahren und Strukturen der
Entscheidungsprozesse auf europäischer Ebene erschlossen werden,

- dem Schüler Hilfen zur eigenen - durchaus kritischen - Bewertung des politi-
schen Einigungsprozesses gegeben und

- dem Schüler die Möglichkeit zu aktiver Teilnahme an dem Einigungsprozeß
eröffnet wird.
Im Kern handelt es sich also um eine europäische politische Bildung als Unter-

richtsprinzip, das in so gut wie allen Fächern anzubahnen und zu realisieren ist.
Im Umkehrschluß heißt das dann aber auch, daß kein Unterricht und auch kein
EG-Programm im Bildungsbereich als Beitrag zur europäischen Dimension dekla-
riert werden kann, die nicht explizit den europäischen Einigungsprozeß in seinen
verschiedenen Aspekten für die Schüler und die Teilnehmer an den Programmen
bewußt werden lassen. Geschichte und Geographie, Wirtschaftslehre und Ge-
meinschaftskunde oder Fremdsprachenunterricht verwirklichen so gesehen nicht
eo ipso die „europäische Dimension im Bildungswesen", sondern müssen in Be-
ziehung gesetzt werden mit dem heutigen Stand der europäischen Einigung und
können und müssen ihn erklären, einsichtig, verständlich und bewertbar machen.

Diese europäische politische Bildung ist also für die Gemeinschaft grundgelegt
in einer Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Minister für das Bil-
dungswesen. Da es sich hier aber nicht um eine rechtlich bindende Form handelt,
sondern bestenfalls um eine (moralische) Selbstverpflichtung der Regierungen,
und da die Umsetzung der vorgesehenen Aktivitäten so gut wie ausschließlich in
der Kompetenz der nationalen Regierungen verbleibt, die so immer noch selbst
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entscheiden können, auch nichts zu tun, und da schließlich für all dies so gut wie
kein Geld aus dem Gemeinschaftshaushalt beansprucht wird, erregt dieser aus in-
tegrationspolitischem Gesichtswinkel beinahe revolutionäre Ansatz weder son-
derliches Aufsehen noch Prozesse.

Auch das fast zeitgleich verabschiedete Programm „Jugend für Europa", in des-
sen Rahmen europäischer Jugendaustausch in einer Form durchgeführt werden
soll, der im deutschen Sprachgebrauch als außerschulische Jugendbildung durch-
aus richtig bezeichnet wäre, enthält neben dem interkulturellen Lernen (europäi-
scher Prägung) eine starke Komponente europäischer politischer Bildung. Da
dieses Programm aber von der Kommission vorsichtshalber nicht unter Bildungs-,
sondern unter Jugendpolitik eingebracht wurde - schulische und berufs(ausbil-
dungs)bezogene Projekte sind ausdrücklich ausgeschlossen -, bleibt auch dieses
Programm von der Auseinandersetzung bzw. Klärung um die Bildung in der Ge-
meinschaft verschont und bietet neben der „europäischen Dimension im Bil-
dungswesen" den bisher stärksten Ansatz, eine Praxis (multikultureller) europä-
ischer politischer Bildung zu entwickeln, zumal es hier auch Förderungsmittel aus
dem Gemeinschaftshaushalt gibt: sechs Mio. ECU für 1989, dank einer Erhöhung
durch das Europäische Parlament, das die ursprünglich vorgesehenen fünf Mio.
um eine Mio. aufstockte.

LINGUA: wieder Streit um den allgemeinen Bildungsbereich

Doch zurück zum LINGUA-Programm, dessen Annahme der Rat und die im Rat
vereinigten Minister für das Bildungswesen im Mai 1989 beschlossen haben und
dessen formale Verabschiedung für den Juni erwartet wurde. Das LINGUA-Pro-
gramm war ursprünglich gedacht als umfassendes Programm zur Förderung des
Fremdsprachenerwerbs in Schule, Berufsbildung und Weiterbildung, das auch die
„europäische Dimension im Bildungswesen" berücksichtigen und einen Beitrag
zur „europäischen Bewußtseinsbildung", sprich zu einer europäischen Bildung
leisten sollte. Doch bereits in der Vorklärungsphase wurde die „europäische Di-
mension" ersatzlos aus dem Gedankenhaushalt entfernt und gleichzeitig der be-
rufsbildende und wirtschaftsbezogene Aspekt deutlich verstärkt. So fand sich in
dem Vorschlag der Kommission für die Ratsentscheidung zwar noch der schuli-
sche Bereich, allerdings bereits zurückgedrängt gegenüber den berufsbezogenen
Teilen und ohne die von Philologen üblicherweise herangezogenen Begründun-
gen zum allgemeinbildenden Wert des Fremdsprachenlernens. In dem Verhand-
lungsergebnis des Rates schließlich ist die allgemeinbildende Schule auf Interven-
tion unter anderem des Vereinigten Königreichs und der Bundesrepublik
Deutschland gänzlich verschwunden - oder jedenfalls beinahe: Die Pflichtschule,
ihre Schüler und Lehrer sind ausgeklammert, aber schon bei den weiterführenden
Schulen der Sekundarstufe II hat einmal mehr jeder Mitgliedstaat die Entschei-
dung, ob er hier stärker den berufsbildenden Aspekt und damit die Öffnung des
Programms für diese Schulstufe sehen will, oder ob er die Allgemeinbildung in
den Vordergrund stellt und damit diese Schulstufe aus dem Programm heraus-
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hält. Da das Programm aber für die fünf Jahre Laufzeit ab 1990 mit 200 Mio. ECU
dotiert ist, kann man wohl eher von einer Öffnung ausgehen.

Die allgemeine Zielsetzung von LINGUA ist die Verbesserung der Kommuni-
kation innerhalb der Gemeinschaft. Konsequent werden in die Förderung nur die
Sprachen der Gemeinschaftsländer - zu den Amtssprachen der Gemeinschaft
kommen Gälisch für Irland und Letzeburgisch für Luxemburg hinzu - einbezogen
mit besonderer Betonung der weniger unterrichteten Sprachen; ein Status, den
schon die deutschen Vertreter für ihre Sprache reklamieren. War es in den frü-
heren Dokumenten zur Sprachförderung noch erklärtes Ziel, mindestens zwei
Fremdsprachen zu vermitteln, so genügt jetzt bereits „eine oder mehrere" als
Zielausweis. Dahinter steht die Position der Briten, die erstens sowieso gegen das
Programm waren und zweitens deutlich machen konnten, daß für das Vereinigte
Königreich die durchgängige Vermittlung auch nur einer Fremdsprache bereits
ein großer Erfolg sei. In den Genuß der Förderung kommen die berufliche Bil-
dung und die Fremdsprachenlehrer in der allgemeinen Bildung unter dem Ge-
sichtspunkt ihrer beruflichen Aus- und Weiterbildung, die Hochschulbildung, wo-
bei dieser Teil von LINGUA mit dem ERASMUS-Programm für die allgemeine
Kooperation im Hochschulbereich verknüpft ist, und schließlich die Unternehmen
und Berufsorganisationen. Für die Fremdsprachenlehrer werden in der Weiterbil-
dung Stipendien ausgesetzt für Aufenthalte in einem Land der unterrichteten
Sprache, und die Kooperation zwischen entsprechenden Weiterbildungsinstituten
im Programmbereich wird gefördert. In der Erstausbildung wird die Verbesserung
der universitären Kurse für Lehrerstudenten und das Sprachenstudium als Zweit-
studium einschließlich entsprechender Studienaufenthalte im Land der Sprache
unterstützt. Hinzu kommen die sprachliche Vorbereitung und Begleitung von
Projekten der universitären Kooperation im Rahmen des ERASMUS-Programms
und dann auch der Austausch von Professoren und Universitätsverwaltern zur
Vorbereitung von Kooperationen im Sprachstudium und für die Sprachenlehre im
Gastland. Im Wirtschaftsbereich geht es um die Förderung wirtschafts- und bran-
chenspezifischer Sprachkenntnisse für Auszubildende, Ausbilder und Arbeit-
nehmer, vor allem auch der kleinen und mittleren Betriebe, wobei eine Reihe in-
novativer, linguistischer und methodischer Ansätze besonders aufgeführt werden.

Dem Austausch von Jugendlichen in der berufsbezogenen Ausbildung ist ein
besonderer Abschnitt gewidmet, der auch die finanzielle Unterstützung von vor-
bereitenden Besuchen der Verantwortlichen einschließt, und in dem bemerkens-
werterweise die Sprachkompetenz und der Spracherwerb nicht noch einmal aus-
drücklich aufgeführt werden, sondern nur allgemein von Austausch im Rahmen
pädagogisch ausgerichteter Kooperationsprojekte zwischen Ausbildungseinrich-
tungen die Rede ist. Genau an dieser Stelle entzündete sich in der vorangegange-
nen Diskussion der Streit, da es eine starke Gruppe der Mitgliedstaaten für die
Förderung des allgemeinen Schulaustauschs in LINGUA gab, andere dagegen -
einschließlich der Bundesrepublik Deutschland - dieses neuerliche Vordringen in
den allgemeinen Schulbereich auf jeden Fall verhindern wollten. Nach dem Buch-
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Stäben haben die Verhinderer obsiegt. Durch die feinsinnige Unterscheidung, die
dann aber in den Schlußverhandlungen zwischen Pflichtschule gleich allgemeine
Bildung und weiterführende Schule gleich möglicherweise berufsbezogene Bil-
dung gemacht wurde und deren Definition und Interpretation auf dänischen
Vorschlag den einzelnen Mitgliedstaaten überlassen blieb, ist wenigstens für die
Sekundarstufe außerhalb der Pflichtschulzeit die Möglichkeit offengehalten, von
LINGUA zu profitieren.

Die Aktionen werden durch Maßnahmen ergänzt, die von LINGUA-bezogenen
Datenbanken und einem LINGUA-Netzwerk über die Einbeziehung einschlägi-
ger europäischer privater Organisationen bis hin zur Methodenentwicklung und
Austausch von Lehr- und Lernmaterialien gehen. Die nötige Koordination bei der
Durchführung wird in Brüssel von einer „externen Arbeitseinheit" für die Kom-
mission übernommen werden, wie das inzwischen der Brauch ist für fast alle Pro-
gramme im Bildungsbereich.

„ Taskforce Humanressourcen ": Bildung im Aufwind

Die Verantwortung für die Programme bleibt dabei in jedem Fall bei der Kom-
mission. Hier hat sich nach der Neubildung Anfang des Jahres eine deutliche Auf-
wertung des Bildungs- und umliegender Bereiche ergeben: Eine „Task Force Hu-
man Resources, Education, Training and Youth" - in der offiziellen deutschen
Übersetzung „Taskforce Humanressourcen, allgemeine und berufliche Bildung
und Jugend" - wurde gebildet, indem das entsprechende Direktorat aus der bis
dahin zuständigen Generaldirektion V herausgelöst, ergänzt und direkt dem jetzt
zuständigen Mitglied der Kommission, Frau Vasso Papandreou, zugeordnet
wurde. Die Weiterentwicklung zu einer eigenen Generaldirektion ist abzusehen.
Dies vor allem auch deshalb, weil ein Ende der Programmauflagen noch nicht in
Sicht ist: Die ständige Blockade des allgemeinen Bildungsbereiches, insbesondere
was die Förderung des allgemeinen Schüler- und Lehreraustausches und die
Schulkooperationen bei Unterrichtsprojekten angeht, steht unter starkem Druck
von seiten der Betroffenen - Lehrer, Schüler, Eltern, ihrer Verbände, der Städte-
partnerschaften u. v. a. m. -, die ihre Verbündeten bei einigen Regierungen, bei
dem Präsidenten der Kommission und nicht zuletzt auch im Europäischen Parla-
ment finden.

So hat das EP bereits aus eigener Haushaltskompetenz 600 000 ECU für
1989/90 für den allgemeinen (Sekundar-)Lehreraustausch eingesetzt; Delors hat
den geradezu flächendeckenden Plan „classes '92" verkündet, nach dem jeder Ju-
gendliche der Gemeinschaft während seiner Bildungsphase einmal einen längeren
Aufenthalt in einem anderen Land der Gemeinschaft erleben soll3. Bei deutlich
mehr als 50 Mio. Jugendlichen in den fraglichen zehn Jahrgängen bedeutete das
die Bewegung von mehr als fünf Mio. Jugendlichen pro Jahr, was wohl eher un-
realistisch ist, aber annähernde Entwicklungen in diese Richtung zeichnen sich
ab. Die Einbeziehung der Auszubildenden in die EG-Programme über den jetzt
mit LINGUA erreichten Stand hinaus ist ebenso in Arbeit wie die Ausweitung des
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allgemeinen, pädagogisch orientierten Jugendaustausches, der zur Zeit im Pro-
gramm „Jugend für Europa" gefördert wird, über den Bereich der Gemeinschaft
hinaus. Auch hier hat das EP bereits einen (bescheidenen) Anfang mit 100 000
ECU (1989) für den Jugendaustausch mit Ländern des Rates für Gegenseitige
Wirtschaftshilfe gemacht. Ordnungsgemäß hat die Kommission dies auf die
COMECON-Länder beschränkt, die offizielle Beziehungen zur Gemeinschaft un-
terhalten: Bulgarien, die Deutsche Demokratische Republik, Polen, die Sowjet-
union, Ungarn und die Tschechoslowakei. Auch der Austausch mit Südamerika,
den AKP-Staaten und den Europaratsstaaten außerhalb der EG ist in der Diskus-
sion.

Und schließlich gibt es auch noch die „mittelfristigen Richtlinien" der Kommis-
sion für die Aktivitäten im Bildungsbereich, in denen zum einen die Grundsätze
wie Respekt vor der Vielfalt, Subsidiarität, Solidarität und dergleichen mehr in
Beziehung zur Bildungspolitik der Gemeinschaft gesetzt werden, zum anderen
aber auch die Vielfalt der laufenden und weiterzuentwickelnden Aktivitäten auf-
geführt werden. Damit hat sich die „Taskforce Humanressourcen" einen Arbeits-
katalog für Jahre mit ständiger Tendenz zur Ausweitung geschaffen und von Par-
lament und Rat absegnen lassen.
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